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IX.

Deutschland
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(41 .Sitzung , Donnerstag den 13. Mai .) Es war
heute einmal wieder Sitzung . Auf der Tages¬
ordnung stand zunächst der Antrag des Abg.
Nicbonr II., betr. die Verbesserung des Ein¬
kommens der Lehrer, welcher dahin geht:

Der allgemeine Landtag wolle sich zu Pro-
tocoll dahin erklären:

wie es ihm sehr wünschenswertherscheine,
daß die in dem Entwürfe eines neuen
Schulgesetzes borgcschlagcne Bestimmung
lautend:

die Lehrer haben bei gewissenhafter treuer
Amtsführung Anspruch auf eine Gehalts¬
zulage von 25 nach je 7 Jahren von
ihrer Aufnahme unter die Schulamtscan-
didatcn oder Lehrer des Landes an ge¬
rechnet, wenn sie nicht:

nach Ablauf der Isten 7 Jahr wenigstens150 «si
- - 2ten - - 200 -
- - - 3tcn - - 300 -
- - - 4ten und ferneren 400 -

Tiensteinkommcn beziehen. Diese Zulage
wird aus der Staatskasse geleistet.

Der Ausschuß hatte in seinem Berichte zwar
seine Sympathie für die Sache ausgesprochen
und anerkannt , daß es wünschenswerth sei,
wenn für die Vermehrung des Einkommens
der Lehrer schon vor dem Zustandekommendes
Schulgesetzesgesorgt werde, beantragte jedoch,
da der allgemeine Landtag in dieser Angelegen¬
heit weil Provinzialsache — nicht kompe¬
tent sei, da anscheinenddem Anträge die Be¬
stimmung des Art. 92 des St . G . G., nach
welcher zunächst die Gemeinden die Kosten
der Schulen tragen sollen, cutgcgcustehc und
da die Folgen des Antrags und die dadurch
dem Staate verursachten Kosten sich noch gar
nicht übersehen ließen,

der Landtag wolle in Erwägung obiger
Gründe , und in Erwägung ferner , daß
die Staatsrcgierung , welche bisher schon
der Verbesserung der Lchrergchaltc ihre
Fürsorge zugeweudethat, gewiß auch künf¬
tig solche Fürsorge dem Schulwesen zn-
wcnden werde,

über den obigen Antrag zur Tagesord¬
nung übergehen.

Nachdem zunächst der Rcgicrungscommissar
Bucholtz erklärt hatte , daß der Regierung
keineswegsein Schulgesetz vorliege, welches die
beantragten Bestimmungen enthalte , bemerkte
der Abg. Bocket , daß nach dieser Erklärung
von dem Anträge in seiner specielleu Fassung
äbzusehen sein werde, da die Beantragung der
darin enthaltenen specielleu Bestimmungenwe¬
sentlich darauf beruht habe, daß der Rcgie-

Donnerstag, den 20 . Mai 1852.

rung Etwas habe vorgcschlagcn werden sollen,
womit sic sich gewissermaßen in dem Entwürfe
des Schulgesetzes schon einverstanden erklärt
habe. Er beantrage deshalb den Antrag all¬
gemein jetzt so zu fassen:

Ter allgemeine Landtag erklärt zu Protokoll:
wie es ihm sehr wünschenswertherscheine,
daß nach der Bestimmung des Art. 91 des
Staatsgrundgcsctzcs:

die,öffentlichenLehrer haben das Recht
. auf eine angemessene Besoldung,
sobald als irgend möglich und schon vor
dem Zustandekommen des neuen Schul¬
gesetzes in zweckmäßiger Weise dafür ge¬
sorgt werde, daß die Schullehrer eine an¬
gemessene Besoldung erhalten.

Der Abg. Niebour II. erklärte sich mit
dieser Aenderung einverstanden, bemerkteaber
zugleich, daß er auch für die motivirtc Tages¬
ordnung werde stimmen können, wenn in die¬
selbe der Wunsch des Landtags, daß schon vor
dem Schulgesetzauf die Vermehrung des Ein¬
kommens der Lehrer Bedacht genommen werde,
ausgenommen werde, da dann die motivirtc
Tagesordnung ganz denselben Dienst leiste, wie
die von Böckcl beantragte Erklärung . Er be¬
antragte deshalb, die Tagesordnung, wenn sic
beschlossen werden solle, in jedem Falle dahin
zu fassen:

der Landtag wolle
in Erwägung , daß es ihm zwar sehr

wünschenswerth erscheine, wenn möglichst
bald und namentlich noch vor dem, viel¬
leicht noch lange nicht erreichbaren Zu¬
standekommen eines neuen Schulgesetzes
auf zweckmäßige Weise für die Vermeh¬
rung des Einkommens der Volksschullchrcr
gesorgt werde;

in Erwägung jedoch obiger Gründe und
in Erwägung ferner, daß die Staatsrcgie-
rung, welche bisher schon der Verbesserung
der Lehrcrgchalte ihre Fürsorge zugeweudet
hat, gewiß auch künftig solche Fürsorge dem
Schulwesen zuwenden werde,

über den Antrag zur Tagesordnung über¬
gehen.

Gegen diese Aenderung, welche insofern von
Erheblichkeit ist, weil der Beschluß in dieser
Fassung den Wunsch des Landtags und
nicht allein des Ausschusses cvustatirt, machte
nur der Abg. Rüder Einwendungen und wurde
sodann die Tagesordnung mit dieser Aendcrnug
mit großer Majorität angenommen.

Es ist damit den Lehrern wenigstenssoviel
genutzt, daß sic eine Basis für ihre Bestrebun¬
gen nach Vermehrung ihres Einkommens in
dieser fast einstimmigen Erklärung des Land¬
tags haben. Ein Mehrcres konnte dieser Land¬

58.
tag ihnen nicht gewähren, weil allerdings die
Schulaugelcgcnhcitcu Sache des Proviuzial-
und nicht des allgemeinen Landtags sind.

Der zweite Gegenstand der Tagesordnung
war eine Beschwerde der Schöffen der Bürger¬
meisterei Birkenfeld und des Amts Nohfelden
über den Staatsminister Krell (schon wieder
einmal) wegen Aufhebung der Verordnung
vom 26 . September 1830 durch Ministerial-
vcrfügnng.

Die Sache ist kurz folgende: Als der StaatS-
vcrtrag mit der Krone Preußen wegen An¬
schlusses des Fürstenthums Birkcnfcld a» das
preußische Zollsystem abgeschlossen wurde, wurde
in dem diesen Vertrag publicircudeu Patente
vom 26 . September 1830 dem Fürstenthumc
nachfolgendeZusage gemacht:

„und wollen Wir überdies Sorge tragen,
daß die in Unsere Cassen fließenden ver¬
mehrten Einkünfte dem Lande auf die
zweckmäßigste und Unfern Uuterthancn nütz¬
lichste Weise zu Gute kommen, weshalb
Wir das Nöthigc zu verordnen, sobald
Wir den Umfang der Mittel, über welche
Wir zum allgemeinen Besten verfügen
können, zu übersehen im Staude sein wcr-
werden, Uns Vorbehalten" .

Am nämlichen Tage wurde nun eine Höchste
Vervrdnung erlassen, durch welche die Admi-
uistrativnßkostenund Bureaurmiethc der Bür¬
germeister, sowie die Gehalte der Hebammen,
crstere 3656 Thlr . 13Sgr . 3 Pf . und letztere
höchstens1000 Thlr . betragend, deren Bestrei¬
tung bis dahin den Gemeinden obgelcgcn hatte,
bis weiter auf die Staatskasse übernommen
wurden. Ta die hierdurch verfügte Verwen¬
dung der Zollcinnahme, welche im vorigen
Jahre 28,901 Thlr . ertragen hatte , mit der
Höhe der letzteren i» keinem Verhältnissestand,
so erwarteten die Birkenfcldernoch weitere durch
die Worte „bis weiter" in Aussicht gestellte
Verwendungen. Statt dessen ist uunmehr eine
Verfügung des großherz. StaatsministcriumS
vom 16. Dcccmber v. I . (unterzeichnet von
Herrn Krell) erlassen worden, welche die ge¬
troffenen Anordnungen hinsichtlich der Ucbcr-
nahmc der oben erwähnten Eommunallastcn
auf die Staatskasse suspendirt.

Die Birkcnfeldcr beschwerensich nun über
diese durch den Minister einseitig ohne Zu¬
ziehung des Landtags - - verfügte Aufhebung
der Höchsten Verordnung von 1830 , welche
sic als Gesetz anseheu, und welche alsy nach
ihrer Meinung auch nur durch ein Gesetz wie¬
der aufgehoben werden dürfe.

Ter Ausschuß war zu verschiedenen Anträ¬
ge» gekommen. Tic Mehrheit, davon aus¬
gehend, daß die höchste Verordnung von 1830,



welche auf Befehl deg Großherzogs in Birkcn-
seld publicirt ist, nach Inhalt und Form aller¬
dings als Gesetz anznsehcn sei , und daß sie
also nicht einseitig durch den Staatsminister
Krell aufgehoben werden könne , beantragte —
da sie nach Lage der Sache von einer Anklage
des Ministers abschen wollte —

die hohe StaatSrcgierung zu ersuchen, die
Ausführung der Ministcrialversiigung vom
l6 . Dcc . v. I . so lange zu sistircu , bis
ans gesetzlichem Wege diese Angelegenheit
geordnet werden kann.

Die Minderheit (Jansscn und Pankratz)
faßt die höchste Verordnung von 1830 einfach
als eine Zahlungsanweisung an die Regierung
in Birkenfeld auf , durch welche Niemand Rechte
erworben habe und die also jeden Lag wieder
zurückgcnomincu werden könne , und beantragt
deshalb

die beliebte Tagesordnung.
Die Debatte , welche ziemlich lebhaft war,

drehte sich natürlich fast ausschließlich um die
Frage , ob die höchste Verordnung von 1830
ein Gesetz sei oder nicht.

Für die Minderheit redete außer Pankratz
insbesondere auch Rüder , aber mit offenbarer
Verdrehung ' ) des ganzen Sachverhalts . Er
behauptete , die höchste Verordnung von 1830
sei an die Regierung in Birkcnfcld gerichtet
— was schon nicht ganz genau ist — , dieser
sei cs „ überlassen " , dieselbe zu publicireu —
da cs ihr doch „ anbcfohlen " wurde , — die
Regierung habe für „ zweckmäßig erachtet " , die
Verordnung bekannt zu machen da dieselbe
doch in der Bekanntmachung selbst sagt , daß
sic die Verordnung „ Höchstbefohlencrmaßcn " )
zu Jedermanns Kcnntniß bringe " .

Eine solche unrichtige Darstellung in der
Debatte verdiente gewiß Tadel.

Für die Mehrheit sprachen von der Linken
Mölling , Böckel, Wibel I ., ferner Nicbour I . und
besonders kurz uud klar der Abg . Klävemauu.

Es wurde besvudcrS geltend gemacht : Vor
dem StaatSgrundgcsetz wäre gewissermaßen jede
höchste Verfügung Gesetz gewesen . Der Unter¬
schied zwischen Gesetz und Vrrwaltungsvrrord-
nung habe eben noch nicht bestanden . Wolle
man nun prüfen, ' ob eine früher vom abso¬
luten Monarchen erlassene Verordnung als
Gesetz auzuschcn sei oder nicht, so müsse man
prüfe », ob, wenn jetzt die Verfügung zu er¬
lassen wäre , dazu ein Gesetz nach unserer
Verfassung erforderlich wäre oder nicht.

Da nun dies Letztere im vorliegenden Falle
zu bejahen sei, so könne man die höchste Ver¬
ordnung von 1830 nur als Gesetz behandeln,
und also dem Staatsministcr die einseitige Auf¬
hebung derselben nicht gestatten.

Bei namentlicher Abstimmung wurde der
Antrag der Mehrheit mit 21 Stimmen gegen
19 Stimmen angenommen uud damit die Ver¬
fügung des Staatsministers Krell für ungesetz¬
lich erklärt . Er wird also dieselbe jetzt nicht
zur Ausführung bringen dürfen.

Für den Antrag der Mehrheit des Ausschusses
stimmten mit der Linken alle birkcufclder Abge¬
ordneten und selbst die Mehrbeit auf der Amt-
manuöbank.

Bremen , 15. Mai. Nachdem gestern der
Senat und die uencrwähltc Bürgerschaft sich
aus dem Saale des Rathhauscs versammelt,
begrüßte der Präsident des Senats , Bürger-

*) Wir wollen damit keine absichtliche  Vcr-
drclmng bebauxten.

**) Auch ein nettes Wert.

Meister Schuhmacher , dieselbe mit einer Anrede.
Dp. Douaudt wurde mit großer Majorität
zum Präsidenten der Bürgerschaft ernannt.

Hannover . Die Hann. Presse vom
16 . Mai . bringt in einer Beilage ein
„Schreiben dc 'S königlichen Gcsammt-
ministcriums vom 14 - Mai 1852 , betreffend
Acndcrungcn des Gesetzes vom 5 . Scpt . 1848,
die Landesverfassung betreffend . Dieses Schreiben

! an die Stände hat große Sensation hervor¬
gerufen . Tic darin enthaltenen Abänderungs-
Anträge zielen auf eine radikale Umwandelung
des eben erst vom Könige beschworenen
StaatSgrundgcsctzcs . Es sind freilich nur
Anträge und Vorschläge zur Abänderung,
denen erst die Stände ihre Zustimmung geben
müssen ; allein wenn eine Regierung Anträge
oder Vorschläge macht , so — wissen wir Ke¬
scheid. Die Hann . Presse sagt zwar : „ Wir
sind mit vollem Fuge berechtigt zu behaupten,
daß die Formen der Verfassung unverbrüchlich
gesichert sind und daß sic keinen festeren >
Schutz haben können als in dem gegebenen I
königlichen Worte . Nur auf dem Wege , den
die Verfassung vorzcichnct , können Acndcrungcn
vorgcnommen werden . Dieser Weg aber er¬
fordert die Einwilligung der Kammern . Wird
diese versagt , so finden die beantragten Ver¬
änderungen nicht statt und jede königliche
Regierung haftet dem Lande dafür , daß die
von den Ständen abgclchnten Vorschläge nicht
ins Leben treten . Jede königliche Regierung
ist verpflichtet , jede Zumuthung zurückzuwcisen,
die auf verfassungswidrige Wege leiten will.
Die Folgen einer Ablehnung können demnach
keine anderen sein, als daß aus den proponirtcn
Aenderungen nichts wird ." — Aber , aber!

! — Merkwürdig ist die Unthätigkeit der
Bevölkerung , deren Rechte durch die Vorlagen
der Regierung berührt werden . Habt ihr denn
umsonst die freie Presse , das freie Versamm¬
lungsrecht , das Pctitionsrecht ? Entscheiden
könnt ihr nichts , cS ist wahr , aber wer sich
seine Rechte ohne den Widerstand , zu dem er
befugt ist, nehmen läßt , verdient , daß sic ihm
genommen werden.

— Der König wird morgen früh eine
Reise nach Berlin antreten . Am Sonnabend
wird der Großfürst Constantin , Schwager
der Königin , mit großem Gefolge zu längerem
Besuche erwartet.

Braunschiveig , 15 . Mai . Die Zahl .'
der seit dem 11 . nach Bremen hier durchgc-

^reisten Auswanderer beläuft sich auf etwa
! 1200 , meist Baiern . Eine Anzahl thürin-
^ gischcr Auswanderer gedenkt sich nach dem
j britischen Canada zu wenden . (D .R .-Z .)
! — Kvssuths Familie traf am 13 . in
^ Braunschwcig ein, wo sic einige Tage ver¬

weilte . Der ganze Zug besteht aus 15 Per¬
sonen . Man erwartet sie in England , und
eine Schwester Kvssuths wird sich auf der
Insel Jersey niedcrlasscn , wo man in England
am wohlfeilste » lebt.

Schleswig -Holstein Da im Staate
i Dänemark noch Etwas faul ist und , nach
. dänischen Begriffen , in unscrm Staate Manches
. noch fauler ist, so wird die beabsichtigte Reise
^ Sr . König !. Majestät durch Holstein bis zum
, Herbst aufgeschoben werden . Wir denken

aber , wen » auch im Herbst Blätter ab fallen,
i wir fallen nicht ab,
! — Da das Singen unseres Nationallicdcs
^ verboten ist, so — singen wir s inwendig.

Berlin . Tic preußische' Regierung stand
in Gefahr , Westphahlcn zu verlieren , doch darf
man dabei nicht an den Exkönig Jeromc
in Paris und an Krieg denken : es war nur
der Minister des Innern , Herr v. Westphahlcn,
um dessen Verlust cs sich handelte . Dieser
wollte nämlich noch weiter mit der Revolution
brechen, als es vorläufig nöthig zu sein scheint,
und wollte daher einem weniger mit der
Revolution brechenden Staatsmannc das
preußische Innere überlassen . — Doch hat er
sich bereden lassen, vorläufig neben dem Herrn
v. Mantcufel im Ministerium zu bleibe » .
Während die freien Gemeinden  Preußens
überall , gleich gehetzten Hirschen , verenden und
ihre Kirchen schließen, predigen und eifern die
Jesuiten ungehindert in Kirchen und im Freien c
ein unwiderlegbarer Beweis , daß das prote¬
stantische Preußen einer der liberalsten
Staaten ist.

Ober -Schlesien . Zur Veränderung ist
hier mal wieder ein schlimmer Gast cingckchrt:
die Cholera.  Auf einigen Dörfern ist die
Zahl ihrer Opfer bereits bedeutend.

Kassel , 15. Mai. Uns ist Freude wider¬
fahren ! — Frau Politica ist hier wieder bcinig
und — bissig geworden , denn — Kassel hgt
seinen Hassenpflug wieder . Neun Familien¬
väter (Mitglieder des Bürgcrausschusses ) haben
die Aussicht , sich bald in eine Untersuchung
verwickelt zu scheu , weil sie sich entweder nicht
bei der Wahl der Stadtrathsmitgliedcr be¬
teiligt oder gegen die Wahl gesprochen haben.
Dem Oberbürgermeister ist von der Regierung
der Auftrag geworden , diese — Malcontenten
binnen 24 Stunden namhaft zu machen.

München , 13 . Mai . Der König , welcher
hiesigen Blättern zufolge auf der Jagd in
Hohenschwangau verweilt , in der That aber
in Obcrschwabcn mit dem Könige .von Wür-
tcmberg eine Zusammenkunft und vertrauliche
Besprechung in Betreff der Zollvcreinsangclc-
gcnheiten hat , wird heute oder längstens
morgen Abend wieder hier eintrcffen . Wie cs
scheint, beabsichtigt die ultramontanc Partei,
voran der Volksbote , gegen den Zollverein
einen Adrcsscnsturm an den König loszulasscn,
wenigstens wird dafür einstweilen im Trüben
tüchtig gearbeitet!

— Die Gerüchte über einen nahen Minister-
Wechsel sind wieder ganz verstummt ; möglich
daß am Ende doch alles wieder beimÄltcn bleibt.

D ä n e rn a r k.
Kopenhagen . Unterm 5. dieses hat

der König ein Patent erlassen , betreffend die
Errichtung eines Gerichtshofes letzter
Instanz für das Herzogthum Schics - ,
w ig . Dieser Gerichtshof wird die Benennung:
^Königliches Appcllationsgericht für
das Hcrzogthum Schleswig"  führen und
seinen Sitz in der Stadt Flensburg  haben.

Italien.
RvtN - Der Stadthalter Gottes schafft sich

jetzt eigene Soldaten an . Bis jetzt zählt indcß
die päbstlichc Armee nicht mehr als 1000 Mann,
welche"zur Bewachung des Reichs der Barmher¬
zigkeit , der Gnade und der christlichen Liebe wohl
kaum genügen dürften.

Toskana . Auch mit der hiesigen soge¬
nannten Constitution ist cs nun zu Ende.
Der gute Großherzog hat sie durch eine Prokla¬
mation (Nichts leichter als dieses) aufgehoben
und die souverainc Autorität vollkommen wieder
hcrgestcllt . „ Hurrah , die Tobten reiten schnell !"
Wir meinen die Constitutionen.
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Frankreich
Paris . Während Paris sich nicht nur

königlich amüsirt, sondern kaiserlich, treffen aus
den Departements die schlimmsten Nachrichten
ein. Abgesehen von den fortwährendenFcuerS-
brünstcn, ist Thatsachc, daß sämmtliche Staaten
sehr schlecht stehen. In Paris ist man trunken
vor Freude— in den Departements sicht man
einem Wein -Jahr  im trübsten Sinne ent¬
gegen; in Paris sammeln alle Beteiligten die

Früchte vom2. Dcccmber ein — auf dem Lande
schütteln dicObstbäumc ihre Wipfel darüber und
versprechendie kleinste Ernte; in Paris blüht
der Weizen des Präsidenten und seiner Leute—
in den Departements scheint der böse Feind in
den Weizen gcrathcn zu sein. —

— 14. Mai. Ter Prinz-Präsident hat
heute früh über die Deputationen der Armee
Revue gehalten und dann in einer Rede
Abschied von ihnen genommen, worin er

abermals bcthcucrte, daß er stets alle Gefahren
mit der tapfer» Armee thcilcn werde. Eine
zweite Auflage seines berüchtigten 8uiver- M»i,
welches der Held von Straßburg am2. Decbr.
so glänzend wahr machte, daß er sich zitternd
in sein entlegenstes Boudoir verkroch, während
in den Straßen das Blut floß.. Abends
war im Trocadcro das große Feuerwerk, das
sehr klein verlief. Es sollte — so war
vorauSvcrküudigt.

Die Rückschritte des Zollvereins.
Wenn die jüngst erschienene Broschüre. „Herr Professor Haussen,

die Statistik des Zollvereins und der Anschluß Oldenburgs" an einer
Menge wichtiger Consumtionsartikel den schwerlich zu widerlegenden
Beweis geführt hat, daß die Konsumtion des Zollvereins unter dem
Drucke der Schutzzölle desselben in Wahrheit nicht nur nicht zugcnommen,
sondern entschieden abgenommen hat, so sind wir im Stande, zu
diesen Beweisen einen vervollständigenden Nachtrag der entscheidendsten
Art zu liefern. Er betrifft den Verbrauch deö Eisens, des täglichen
Brotes der Arbeit. Auch der Verbrauch dieses Artikels ist
seit Einführung der gegenwärtigen zollvercinslgndischcn j
Eiscnzölle unverkennbar zurückgegangen.

Wir stützen diese Behauptungauf nachstehende Daten, welche
wir theils den officiellen Angaben der bekannten „Statistischen
Uebcrsichtcn" von Ticterici, theils dem kürzlich erschienenen Werke:
„Vergleichende Statistik der Eisenindustrie" von W. Oechselhäuser
entlehnen. Wie man weiß gehört Oechselhäuser zu den Koryphäen
der Verthcidigcr des EisenschutzcS und ein auf seine Zahlen gestützter
Beweis gegen  diesen dürfte eben deshalb mn so unangreifbarer sein.

In den Jahren vor Einführung der jetzigen Eiscnzölle, d. h., !
von 1836—1843 wurden im Zollverein von Eisen und Eisenwaarcn,
alles gleichmäßig auf Roheisen reducirt, im jährlichen Durchschnitt!
in Summa verbraucht !

4.650.000 Zollccntner,
dagegen in den Jahren nach Einführung der jetzigen Eiscnzölle,
d. h., von 1844—1850

6,432,413 Zollccntner.
In beiden Summen sind jedoch sehr verschiedene außerordent¬

liche Verwendungen für Eisenbahnzwecke enthalten und werden diese,
wen» für die beiden Zeiträume der allein einen Vergleich zulaffendc
Eisönvcrbrauch der eigentlichenGewerbe, des Ackerbaues, der Rhe-
dcrci, des häuslichen und des militairischen Bedarfs ermittelt werden
soll, in Abzug gebracht werden müssen.

An Eisenbahnen wurden nun in der Zeit 1836—1843 ge¬
baut 158 Meilen erstes und 8 Meilen zweites Geleise, was einen
jährlichen Aufwand von 346,000 Zollccntner bedingte. Für In¬
standhaltung der bereits gebauten Schicnenstreckcntraten dazu noch
jährlich etwa 74,000 Zollccntner und war somit die jährliche Ge-
sammtverwcndung dieser Jahre für Eisenbahnzweckc

420,000 Zollccntner Roheisen.
In den Jahren 1844—50 war dagegen diese Verwendung

um das vielfache größer. Es wurden nämlich während dieses Zeit- .
raumcS gebaut 525 Meilen erstes und 96 Meilen zweites Geleise,
oder durchschnittlich per Jahr 75 Meilen erstes und 13̂ /s Meilen
zweites Geleise und war der dazu sowie zur Instandhaltungder
bereits fertigen Strecken erforderliche Aufwand

1.925.000 Zollccntner.
Für den regelmäßigen Verbrauch zu den eigentlich gewerblichen,

häuslichen und militairischen Zwecken blieben sonach übrig per Jahr:
1836—1843 . 4,230,000 Zollcentncr.
1844—1850 . 4,510,000 „

Es betrug aber die Bevölkerung des Zollvereins im jährlichen
Durchschnitt:

1836—1843 . 27,032,150 Köpfe.
1844—1850 . 29,340,000 „

und war sonach der in Rede stehende Eisenvcrhrauch per Kopf
1836- 1843 . ^ . 15,es T
1844—1850 . 15,er „

was einen Rückgang von 1,7°/g ausmacht.
Inzwischen sind jedoch die Eisenpreisc auf dem Weltmarkt nicht

etwa gestiegen, was einen derartigen.Rückgang als natürlich er¬
scheinen lassen könnte, sondern, und zwar um ein sehr beträchtliches,
gefallen. So standen die Preise des schottischen Roheisens loco
Glasgow frei an Bord im jährlichen Durchschnitt

1836—1843 . . . . 76 ^ 4 4̂ per Ton,
dagegen 1844—1850 . . . nur 57^ „ „ „
d. h.,, waren in der letzteren Periode gegen die crstcre um fast volle
33 °/g gesunken. Nichts kann eS doch wohl schlagender beweise»,
daß der Rückgang des zollvcrcinSländischcnEisenvcrbranchS einzig
und allein Pie Folge der künstlichen Hemmnisse des Schutz¬
zolles ist.

Und so richten wir denn wiederholt an alle Freunde unseres
engeren Katerlandesdie dringende Mahnung:  hütet Euch, durch
den Anschluß an den Zollverein einem Systeme zu verfallen, welches
sich bisher stets und in allen Beziehungen nur als ein Princip der
Verkümmerung ebensowohl für die Produktion als Consumtion der
ihm Unterworfenen gezeigt hat!

Bewies die schon von uns erwähnte Broschüre: „Herr Professor
Haussen, die Statistik des Zollvereins und der Anschluß Oldenburgs",
auf das evidenteste, daß der Anschluß des StcucrvcreinS an den Zoll¬
verein aus „Gründen der Nationalität"  eine bloße Phrase
sei, erfunden, um den völligen Mangel anderer stichhaltigerGründe
durch eine Appöllatio» an den Patriotismus zu verdecken; behauptete
sic ferner, durch den Zollverein würde im Gcgcntheil „die das
Vaterland zerreißende Kluft zwischen Süd und Nord erweitert und
die National-Einheit in ihren Grundfesten erschüttert" so klang
Pas freilich Manchem etwas kühn, der sich in die Hoffnung der
Verwirklichung eines uns allen licbgcwordencnTraumes, der Eini¬
gung unseres Gesammt- Vaterlandes in mindestens einer Hinsicht,
nämlich der Einigung der materiellen Interessen, cingcwicgt hatte.

Hätte die Broschüre für ihre Behauptungnoch eines Beweises
bedurft — einen besseren als die fast gleichzeitig mit ihr bekannt
gewordenen Darmstädter Beschlüsse hätte sic nicht ausfindig machen
können.

Dem zwischen Preußen und Hannover geschlossenen September-
Verträge gegenüber haben die süd- und mitteldeutschen Staaten
einen besonderen Verein gebildet. Baicrn, Sachsen, Würtembcrg,
die beiden Hessen und Nassau erkennen, mit Ausschluß des Septem¬
ber-Vertrages, die früheren Zollvcreinsvcrträgc als die
allein für sic gültigen und auch fernerhin unter sich
als so rtbc stehend an;  sic haben sich zudem verbindlichgemacht,
daß sie nur unter ihrer allscitigcn Einwilligung und
Zustimmung mit irgend welchen anderen Staaten eine
Uebereinkunft oder einen Vertrag in Zoll - und Handels-
Angelegenheiten cingehen , namentlich also auch nur
unter ihrer allseitigen Zustimmung und Einwilligung
eine » Zollcinigungövertrag mit einem oder mehreren
anderen Staaten abschlicßen wolle » ; sic haben sich zugleich
durch besondere Verträge an Oesterreich gebunden und als ihr Ziel
eine endliche vollständige Handels - und Zvllcinigung
mit Oesterreich ausgesprochen.

Für Preußen gicbt cS also nur zwei Wege.
Entweder es gicbt dem klar ausgesprochenenWillen seiner

früheren süddeutschen Zollvcrbündcten nach, hält den alten Zollverein
aufrecht und schließt Verträge mit Oesterreich— oder cs hält an
den Bestimmungen des September-Vertrages fest und constituirt einen
neuen Zollverein.

Im erstercn Falle übergicbt cs sich Oesterreich und ist für
immer an dessen Schutzsystemund an alle Wechsel dieses Staates
mit Händen und Füßen gebunden. —- Im anderen Falle aber
reißen sich die süd- und mitteldeutschen Staaten los. Der Zollver¬
ein wird um einen großen Flächcnraum und einer noch größeren
Kopfzahl verringert.

Während der Stcucrverein, im Falle der September- Vertrag
aufrecht erhalten würde und Oldenburg demselben endgültig beiträtc,
aller möglichen Vortheile verlustig ginge, welche ihn aus einem An¬
schlüsse an das ziemlich ausgedehnte Gebiet des bisherigen Zollver¬
eins erwachsen könnten, verlöre es auch noch den von den Ver-
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theidigern und Anhängern des September-Vertrages den Gegnern
desselben stets vorgchaltencu Kaufpreis für das Aufgebcn seines libe¬
ralen TarifcS, nämlich die ihm durch den Art. 11 des September-
Vertrags in Form eines Präcipunms von Kopfquote des Zoll-
cinkvmmens dargebvtene, höchst dürftige Entschädigung für einen
Theil der aus dem Scptcmbcr-Bertragc hcrvorgehcuden höhere» Be¬
lastung seiner Bewohner. Denn laut dem, durch die Broschüre:
„Der September-Vertrag und die gegenwärtige Situation in Han¬
nover", zuerst bekannt gewordenen Geheim-Artikel zum September-
Verträge in Betreff des Präcipunms wird dasselbe bekanntlich von
3/4  Kopfquote des Zollcinkommens für den Fall herabgesetzt, daß bei
Erneuerung der Verträge des Zollvereins im Jahre 1854 ein Theil
seiuer bisherigen Mitglieder aus demselben ausschcidet und seine
Bcvölkerungszahl dadurch um 4 Millionen Köpfe verringert wird.

Was bliebe also für den Stcucrvercin?
Nichts — als der unsere ganze Vvlkswirthschaft

auf ' s Acuficrstc beeinträchtigende hohe ' Schutztarif des
Zollvereins.  Statt 40 Sgr . Zollcinkommens mit Einschluß des
Präcipunmsvon V» K'opfquote für den Kopf seiner Bevölkerung
würde der Stcuervcrein bei einem Präcipuum von 6 Sgr . nur
29 Sgr . per Köpf erhalten. Die Taschen unserer stark consumircnden
Bevölkerung würden durch hohe Zölle geleert und unsere Steuer¬
einnahmen blieben trotz der um das drei -, vier -, fünf - und
mehrfach  erhöhten Tarifsätze nicht einmal auf der Höhe, welche
der liberale und um so vieles niedrigere Stcuervcrcins-Tarif bisher
abwarf. Statt des von Manchen gehofften neuen  Binnenmarktes
für unsere überseeische Einfuhr würden wir nur der Ausbeute der
künstlichen und thcuercn Industrie des preußischen Staates überliefert.
Mitten durch Deutschland würde eine Scheidewand gezogen, um zu
beiden Seiten derselben nach einem auf gleichen Prinzipien,  den
des Schutzes, beruhenden Tarife die fast ganz gleichen Zölle
zu erheben.

Brauchen wir da noch hinzuzufügen, daß unter diesen Um¬
ständen die Aufrechthaltung des Septcmber-Vcrträgcs erst recht „der
Akt eines Sclbstvcrrathes wäre , wie cs nicht' unerhörtcr
sein kann " !

Was hat also Oldenburg dieser durchaus nicht mehr zu bemän¬
telnden Situation gegenüber zu thun?

Das liegt klar auf der Hand:
Aufrechthaltung des liberalen stencrvercinsläu-
dischcn Tarifcs um jeden Preis — und demgemäß
Verwerfung des Vertrages vom 7. September !!

Das liegt nicht bloß im Interesse Oldenburgs und Hannö¬
vers, das liegt auch im Interesse Preußens und ganz Deutsch¬
lands. Alle gewinnen dadurch wieder die so nöthige freie Hand!

Kirche und Staat in Nordamerika
Die Ablösung der Kirche vom Staat geschah in den einzelnen

Staaten zu verschiedenen Zeiten; gegenwärtig geht aber diese Trennung
durch die ganzen Freistaaten, und alle Parteien stimmen in

dem Lobe dieses Systems vollkommen überein , auch die
Männer , welche sich anfangs heftig dagegen sträubten
und daraus den Untergang des Christenthums weissagten. Das
amerikanische Staatswesen beruht, trotz seiner Trennung von der
Kirche, wesentlich aus christlichen Glaubens- und LcbcnSansichtcn.
Jedes Haus des Eongressesz. B. hält sich einen eignen Kaplan, der
jede Sitzung mit Gebet zu eröffnen und Sonntags zu predigen
hat. Auch bei der Land- und Seemacht sind solche Kaplänc ange¬
stellt. Der Präsident hat schon mehrmals, z. B. bei der Cholera,
allgemeine Buß- und Fasttage ausgeschrieben und Niemanden hat
das befremdet. Kirchliches Eigenthum, und dessen Erw^ buug, die
Ruhe des öffentlichen Gottesdienstes ist durch Gesetze vollständig
geschützt. Landverwilligungcn an entschieden christliche Lehranstalten
werden gern und oft erthcilt. Der Unterricht in den Staatsschulcn
hängt ganz von der Persönlichkeitdes Lehrers ab, die Bibel ist aber
fast durchgehcndsSchulbuch. Eheschließungensind gültig, wenn sic
rechtskräftig ausgesprochen sind, cs sei vor der Obrigkeit es sei vor
einem Geistlichen. Bekannt ist endlich ein wie streng geschätzter
Feiertag der Sonntag, hier gern Sabbath genannt, ist und nichts
könnte dem amerikanischenVolksleben ein so entschieden christliches
Gepräge verleihen, wie diese allgemeine Strenge der Souutagsfcier.
Kein Sonntags vollzogener Act ist rechtsgültig. Keinerlei Regierungs¬
handlung darf vorgcnommen werden. Gewiß ist, daß auch England
keine so strenge Sonntagsfeierhat, wie Amerika. — In Amerika
versteht man unter Trennung der Kirche vom Staate nicht
eine Entchristlichung des S taatslebcns , sondern freie
Bewegung des Christcnthums  in all' den verschiedenen
Formen, die es dort nun einmal angenommen hat,

Die Unglücksfälle
häufen sich. Vor einigen Tagen hat ein junger Mann sauf dem
Gerbcrhof wohnend) sich durch einen Schuß zu tödten beabsichtigt.
Er wurde noch lebend gefunden und in's Hospital gebracht. Hoff¬
nung zur Besserung soll wenig vorhanden sein. — Gestern(den 18.)
fand mau im herrschaftlichen Garten am Wasser Kleidungsstücke, die
auf einen Selbstmord durch Ertrinken schließen ließen. Man hat
nach der vermuthlichen Leiche gesucht, aber bis jetzt vergeblich. —
Am 16. d. M. ist bei einer Schlägerei zur Wundcrburgein Ar¬
beiter aus der Meyer'schen Eisengießerei getödtet. Verblutung hat
den Tod hcrbeigeführt, indem mit einem Messer die Schlagader am
Halse durchschnittenoder durchstochen war. Tic Bcthciligten— cs
sollen drei Brüder sein — sind arretirt und bereits mchremalc ver¬
hört worden. — Vor Kurzem ist ein Dienstmädchen, das zur Arbeit
auf's Land geschickt war, dort im Freien von einem Kinde entbunden.
Das Kind ist todt gefunden. Das Mädchen ist wegen schweren Ver¬
dachts, den Tod des Kindes veranlaßt zu haben, ciugczogen. —
In Sandhattcn ist in der Nacht vom 18. auf den 19. Brand ge¬
wesen; cs sollen dabei7 Häuser (nach Andern 11, im Ganzen
30 Gebäude) niedergcbrannt sein.

Redakteur: Wilhelm Calberla.

An zeig en.

686r - u .klunte - vaMpksMllkälu 't.
Die Schiffe der Gesellschaft fahren:

Mai:
Donnerst. Freitag Sonnabd. Sonntag 'Montag Dienstag.

20. 21. 22. 23. 24. 25.
VouOldcnburgn. Bremenu.Bremerhaven0V2M. 5Vo M. 5^ 2M. 5V2M. 5V2 M. 6V2 M-
„ Bremen nach Oldenburg. 2 N. 2 N. 2 N. 2 N. 2 M. 2V2N.
„ Bremerhaven nach Oldenburg. I-/ 2N. E /2  N. IV2N. 1^ 2N. IV2 N. IV2N. .
,, Bremen nach Bremerhaven. täglich6 Uhr Morgens und 2 Uhr Nachmittags.
„ Bremerbaven nach Bremen. a t ^/2,/

Wegen Kessclreinignng finden am Dienstag den 23. Mai keine Fahrten Statt.
L. ü 0 c n i g c r.

H 0 lz Labelle n.
Anweisung  !

wie man in runden, unbehauenen Hölzern!Hamburg
(Baumstämineu) de» Cubik-Juhalt nach Fuß,
Zoll und Linie» siudcn kann.

Oldenburg. Preis 12 Ar. H. Kl esscr. ' London

Wechsel- und Effecten-Course.

Amsterdam.

Schreib- und Druckpapiere
in allen Sorten,

vorrätdig bei H. Kl esscr,  Haarenstraßc44.

Bremer Staatsxap

Diskontoder Diseontocassc
Prcuß. Courant

k. S.
2 Mt.
k. S.

2 Mt
k. S.

2 Mt.

17 . Mai . M Mai.
,37 -/8
136 '/»

- -

— . 129 V«
— 128 V«

'- ' 624
— 620

4 »/o
II M/s 11 » ' 2

0 llmibli8-ka .krt.
Abfahrt täglich von Oldenburg:

Nach Leer, Aurich, Emden und Holland:
Abcndö 9 Uhr.

Nach Vechta, Damme, Cloppenburg, Qna-
kenbrück, Osnabrück: Abends9 Uhr.

Nach Varel und Jever : Morgens 7 /̂g Uhr,
Mittags 12̂ /z Uhr, Nachmitt. 5 Uhr.

Nach Bremen: Morg. 6 und Nachm4 Uhr.
Von Bremen Morg. 10 u. Nachm. 3 Uhr.

Nach Brake Morg. 6V2 "nd Nachm. 4 Uhr.
Von Brake Morg. 7 u. Nachm. 4 /̂2  Uhr.

Abfahrt  von den bekannten Gasthöfen.
Druck oon Heinrich Kl  esscr in Oldenburg.
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IX. lakrZLvA. Sonnabend, den 22. 1852. .M 59.

Deutschland.
Oldenburg . — Landtags bericht.

(42 . Sitzung - Montag, Mai 17.) Tic
Tagesordnungbot zwei Gegenständevon hoher
Bedeutung: den Ersten : betreffend.die von
der Staatsregierung geweigerte Vorlegung eines
einjährigen Finanzbudgcts; den Zweiten:
betr. die Kassentreunungoder Vereinigungfür
die Provinzen. — Nur der erste fand seine
Erledigung nach einer lebhaftenDebatte.

Bekanntlich weigertsich die Staatsrcgieruug,
dem Landtage ein einjähriges Budget für das
Jahr 1852 vorzulegcn, besteht vielmehr darauf,
daß schon jetzt die dreijährigeFinanzpcriode
cingetrctcusei und daß sic demnach nur ver¬
pflichtet sei, ein dreijähriges Budget vorzulcgcu.
Der Landtag bestritt dies aus rechtlichen und
faktischen Gründenund beschloß in seiner 18ten
Sitzung bei dem Verlangen der Vorlegung des
diesjährigen Budgets zu beharren. Die Staats-
regicrnug bcharrtebenfalls bei ihrer Ansicht/
und der Landtag! — KönnenSic fragen? -7̂ .-
Er sattelt um, abstrahirtvon seiner Forderung
und der Kerathung unterV 0rbehalt aller Gc-
rechtsamc (?) und in der Voraussetzung, daß
dem nächsten Landtage das Budget vorgclcgt wcrdc,
zugleichdie Verwendungvon 600 -P zum An¬
käufe der Bibliothekdes weil. ObcrappellationS-
gerichts- PräsidentenRunde für den Gebrauch
des Oberappellatiousgcrichtesbewilligend.

Verlangen Sie nicht, daß ich auf den Aus-,
schußbericht eiugehe. Er ist eine ellenlange
Historie dessen, "was geschchn oder vielmehr nicht
geschchn, vorgctragen vomBcrichterst. v. Finckh;
sein Refrain: Was kümmertcs uns ! . Was
sollen wir mit der Regierungstreiten! Wir
haben die Suppe eingebrockt. . Mag sie der
nächste Landtag anSeffcn.

An der Debatte bctheiligtcn sich von der
rechten  Seite Noell , Wibcl  II . und Re-
gierungscommiffair Mciuardus ; von der
link cn Bargmanu , Nieb 0 ur I. und
Böckel.  Sämmtliche Redner, den Rcgicruugs-
commissairselbstredend ausgenommen, sprachen
im Sinne der Linken und gegen den Ansschuß¬
antrag; -der Unterschied bestand nur im Stim¬
men.  Die Rednerder Rechten stimmtendafür;
die Redner der Linken dagegen . Jene  hiel¬
ten eine Trauerrede darüber: daß Alles der
Zukunft verstellt werde,  zergliederten die
Größe der Militairlastcnund deren beständiges
Wachsthum (Noell)  beklagend, daß der Aus¬
schuß kein anderes Resultat gebracht, aber —
man könne seine Erlcdigungssähigkcitnicht bc-
urthcilcnund müsse— vom nächsten Land¬
tage ein gedeihliches Resultat hoffen.

Diese  begründeten scharf und schlagend, daß

höchstens erst der in diesem Jahre zn wählende,
nicht der gegenwärtigebereits im vorigenJahre
gewählte Landtag in die dreijährige staats-
grnndgesetzlicheFinanzperiodetreten könne; daß
bis dahin der einjährigeLandtag das einjäh¬
rige Budget zu prüfen habe, daß der Landtag
den ihm vorgelcgtenVoranschlagpro 1852
zu prüfen unterlassen, den Ministern die Ver¬
antwortlichkeitab- und selbst übernehmeund
daß kein Grund zn ersehen, ans welchemer
sich dieser Verpflichtungentziehe, die er unbc-^
dingt habe. (Bargmann . Niebour  I .) '
Böckel unterwarf das Verfahrender Staats¬
regierung in der Militairvcrwaltung' einer
scharfen Kritik ans die fort und fort wachsende
Gcldverschleudcrungfür das Militair hinwei¬
send. Als er die Behauptung des Regicrungs-
commissairsunerwiesen  nannte , erfuhr er
eine Zurechtweisungdes Präsidenten: weil
Behauptungen eines Regicrnngsbc-
vollmächtigten,  sobald derselbe auf Docu-
meute und Actcnstückc Bezug nehme, nicht be¬
zweifelt werden dürften. '— Wir ,kniffen die
Zurechtweisungeine völlig unbegründetenen¬
nen, obgleich die Versammlung, vom Präsi¬
denten, zur Entscheidunganfgernfen, die Zur
rcchtweisuugbestätigte. Wir brauchen nicht zu l
erwähnen, daß eine Behauptung dein, der sie^
bestreitet, so lauge eine »»erwiesene ist, bis ihm?
die Beweisevorgclegtsind, daß der Rcgierungs-
commissair nur Behauptungenausgestellt, deren
Beweise aber nicht vorgelcgt, viclwenigcr der
Prüfung übergeben. Die Thatsachc war mithin
richtig, die Behauptung un erwiesen.
Die Geschäftsordnungstellt den Regicrnugs-
cpmmissairnicht über den Abgeordnetenund
bezeichnet ihn nicht gleichsam als eine persona
SitvrosMvl». Diese Zurechtweisungbestätigt,
daß cs dem Präsidentenan der. nöthigenUn¬
befangenheitdurchausfehlt. Wir können diese
Ansicht nicht aufgebcn, ungeachtetder Will¬
fährigkeit der ihm beistimmeudenLandtags-..
Mehrheit.

Ter Antrag des Ausschusses wurde sin na¬
mentlicher'Abstimmunggegen acht Stimmen
angenommen. Wibel l . und Niebour II. fehlten.

lieber den gefaßten Beschluß haben wir nichts
zu sagen. Er mag sich sein Urtheil selbst
sprechen. Nur Eine  Vergleichung. Wie
oft hat man der Linkenzugcrufen: Weshalb
weigert.Ihr Alles! '-7-- Nur erst das Finauz-
gcsctz! —7. Warum, hindert Ihr sein Zustande¬
kommen! Nun ! und jetzt! — Hat es der Land¬
tag Lurch all' seine Willfährigkeitgewonnen!

Er wäscht seine Hände in Unschuld— er
überläßt es dem nächsten Landtage! 7- Er
will sich durch Widerstand die Finger nicht
verbrennen. —

Der- zweite Gegenstand der Tagesordnung
kam nur zur Berathung, nicht zur Abstimmung.

(Sitzung 42 (Schluß ) und 43 . Dienstag,
Mai 18.)

Wir fassen den Schluß der 42 . und die
43 . Sitzung zusammen, weil sic einen Eini¬
gen  Gegenstandbetreffen, nämlich das Staats¬
gut, daS nach dem Staatsgrundgesctz(Art. 209)
eine ungcthcilte Gcsammtmasse bildet, die aber
in Beziehung auf ihre Lasten und Auskünfte
in drei nach den verschiedenen Provinzen ge¬
sonderte Massen zerfällt. Wie hiedurch die
Kasscntrcnuung  ausgesprochen wird, oder
daß »eben dem gemeinschaftlichen Staatshaus¬
halte jede der drei Provinzen ihren gesonderten
Provinzialhanshalt habe, so bestimmt das
Staatsgrundgesctzferner (Art. 223 ), daß die
Verthcilung der Gesammtauögnbendes Groß-
herzogthums(Centrallasten) über die Provinzen
nach deren Stcucrkräften gescheheund daß
bis zu deren Ermittelung jede Provinz zu de»
Centrallasteneine Quote beitrage, das Herzvg-
thum Oldenburg 80 , das FürsteuthnmLübeck
H ^/2  und das Fürstenth. Birkeufeld8 /̂2  pEt.

Ter Ausschuß, welcher sich ursprünglich für
eine völlige Kassenvercinigung, also für Strei¬
chung der Art. 209 und 223 des StnatS-
gruudgcsctzcsin Uebereinstimmungmit dem
Regicrungöeutwurscausgesprochen, vereinigte
sich später in seiner Mehrheit, nachdem die
Staatsregiernug durch ihren Commtssair die
Frage für eine offene hatte erklären lasse», mit
einem Anträge, de» der Abg. Sclckmann II.
des Inhalts cinbrachtc:

„daß die Kassentreunung bcizubchaltcn, daß
die Beitragöguotedes Hcrzögthumszu de»
Centrallasten unverändertbleibe, für das
Fürsteuthnm Lübeck aber um 1 /̂z Procent,
also von 11 /̂2  Procent auf 13 Procent
erhöht und für das FürsteuthnmBirkeu-
feld um 1 /̂2  Procent ermäßigt, also von
8 /̂2  Procent auf 7 Procent herabgesetzt
werde".

Eine Minderheit im Ausschüsse(Kläve-
maun)  beantragte, mit der Kasscnbereiüiguug
einverstanden, die Bestimmung:

„daß die Einkünfteder Provinzen denselben
möglichst gleichmäßigwieder zu Gute kom¬
men sollten".

Eine andere Minderheit(Schlosser) entschied
sich sofort für Kassentreunungund wollte nach
einer Berechnungder Einkünfte des Staats¬
gutes und der Steuern,

„die Bcitragsguotc» für das Hcrzvgthum
ans 8 <ss/2, für da« Fürsteuthnm Lübeckauf

Hi /2  Procent, und für das Fürsteuthnm
Birkenfeld ans 7 Procent fcstgestellt haben"

»-er.
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